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Thema der Woche: 

Vertrauen schaffen – Wachstum stärken 
Das Investitionsprogramm der Bundesregierung 

 
Auch in dieser Woche wurde der Deutsche 
Bundestag mit der weltweiten Konjunkturab-
schwächung als Folge der ernsten Krise auf 
den globalen Finanzmärkten konfrontiert. Vor 
dem Hintergrund dieser Krise sieht die Bun-
desregierung es als vorrangige Aufgabe an, 
Wachstum und Beschäftigung auch weiterhin 
zu sichern. Mit dem vor kurzem in Kraft getre-
tenen Maßnahmenpaket zur Stabilisierung der 
Finanzmärkte werden Stabilität und Funktions-
fähigkeit des deutschen Finanzsystems ge-
währleistet. Damit wird auch eine entscheiden-
de Voraussetzung geschaffen, dass für Indust-
rie und Handel die notwendige Versorgung mit 
Liquidität und Krediten sichergestellt bleibt. So 
werden die finanziellen Grundlagen für unter-
nehmerisch notwendige Investitionen gefestigt, 
die zur Sicherung von Arbeitsplätzen notwen-
dig sind. Dies ist wichtig, um das Vertrauen 
von Bürgern und Unternehmen in die Soziale 
Marktwirtschaft zu bewahren. 

Das in der vergangenen Woche vom Bundes-
kabinett beschlossene und in dieser Woche 
präzisierte Maßnahmenpaket der Bundesregie-
rung schafft eine Perspektive für die rasche 
Überwindung der Konjunkturschwäche und für 
die Sicherung von Arbeitsplätzen. Die Maß-
nahmen sind – im Sinne einer konjunkturge-
rechten Wachstumspolitik – langfristig sinnvoll, 
kurzfristig umsetzbar und rasch wirksam. Sie 
geben kräftige Impulse für öffentliche und pri-
vate Investitionen. Bürger und Unternehmen 
werden entlastet, der Konsum wird belebt, und 
die Beschäftigungserfolge werden ges ichert. 

Die neuen Maßnahmen werden eingebettet in 
ein glaubwürdiges Finanzierungskonzept, das 
an dem Ziel der Haushaltskonsolidierung fest-
hält und konjunkturbedingte Mindereinnahmen 
und Mehrausgaben in vollem Umfang hin-
nimmt. Für 2009 und 2010 hat die Bundesre-
gierung ein Paket schnell wirksamer Investiti-

onsmaßnahmen geschnürt. Der Bund fördert 
damit Investitionen von Unternehmen, privaten 
Haushalten und Kommunen. Steuerliche Ent-
lastungen sollen gleichzeitig den privaten Kon-
sum ankurbeln. Die gezielten staatlichen Im-
pulse zielen darauf ab, Investitions- und Kon-
sumausgaben von insgesamt 50 Milliarden 
Euro anzustoßen. Unternehmen erhalten be-
sondere Abschreibungsmöglichkeiten. Befristet 
auf zwei Jahre wird zum 1. Januar 2009 eine 
so genannte degressive Abschreibung von 25 
Prozent auf bewegliche Wirtschaftsgüter wie-
der eingeführt. Unternehmen sollen damit in 
den ersten zwei Jahren einen größeren Teil 
der Kosten für neu angeschaffte oder herge-
stellte bewegliche Wirtschaftsgüter von der 
Steuer absetzen können. Zum Beispiel für Ma-
schinen oder Fahrzeuge. Neuwagenkäufer 
müssen bis zu zwei Jahre lang keine Kfz-
Steuer zahlen. Hiermit wird die Entwicklung 
und Verbreitung effizienter Fahrzeuge geför-
dert. Gleichzeitig soll dies den notwendigen 
Anpassungsprozess der Automobilbranche 
erleichtern. Für das Gebäudesanierungspro-
gramm stehen in den Jahren 2009 bis 2011 
drei Milliarden Euro mehr bereit. Mehr Geld 
gibt es auch für die Förderung des altersge-
rechten Umbaus von Wohnraum sowie für die 
Sanierung von Schulen. Und private Haushalte 
können Handwerkerrechnungen bis zu 6.000 
Euro im Jahr mit 20 Prozent steuerlich geltend 
machen. Der Steuerbonus für Handwerkerleis-
tungen für Instandhaltungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen in privaten Haushalten ver-
doppelt sich damit. Vor allem aber sollen 
auch die Investitionen in die Verkehrsinfra-
struktur erheblich erhöht werden! Mit die-
sem umfassenden Wachstumspaket werden 
langfristig sinnvolle Maßnahmen angeregt, die 
die Erfolge der letzten Jahre bei der Beschäfti-
gung trotz der weltweiten Konjunkturabschwä-
chung zu verstetigen helfen. 
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Kontrollgremium gewählt 
Mit dem Maßnahmenpaket zur Stabilisierung 
des Finanzmarktes hat die Bundesregierung 
ein tragfähiges Instrumentarium geschaffen, 
um die bestehenden Liquiditätsengpässe zu 
überwinden und die Stabilität des deutschen 
Finanzmarktes zu stärken. Zur parlamentari-
schen Kontrolle über die Verwendung der von 
der Finanzmarktstabilisierungsanstalt verwalte-
ten Mittel wählten wir in dieser Woche das 
Gremium nach § 10a Finanzmarktstabilisie-
rungsgesetz. Dieses besteht aus neun Mitglie-
dern des Haushaltsausschusses und ist die-
sem zugeordnet. Das Gremium wird vom Bun-
desministerium der Finanzen über alle den 
Finanzmarktstabilisierungsfonds betreffenden 
Fragen unterrichtet und berät ferner über 
grundsätzliche und strategische Fragen und 
langfristige Entwicklungen der Finanzmarktpo-
litik.  
 
Mandatsverlängerung beschlossen 
In dieser Woche wurde die Fortsetzung des 
Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte 
bei der Unterstützung der Operation Enduring 
Freedom (OEF) beschlossen. Die Mandatsver-
längerung erfolgt bis zum 15. Dezember 2009. 
Durch den Einsatz von See- und Seeluftstreit-
kräften wird Terroristen am Horn von Afrika der 
Zugang zu Rückzugs- und Aktionsräumen und 
die Nutzung potenzieller Verbindungswege zu 
terroristischen Strukturen auf der arabischen 
Halbinsel erschwert. Mit dem Verzicht der Be-
reitstellung von 100 KSK-Soldaten im Rahmen 
von OEF beteiligt sich Deutschland zukünftig 
nicht mehr an der OEF-Mission auf afghani-
schem Boden. Die Personalobergrenze wird 
von 1.400 auf 800 gesenkt. 
 
Bericht zum Stand der deutschen Einheit 
Die Bundesregierung stellte in dieser Woche 
den Jahresbericht zum Stand der deutschen 
Einheit 2008 vor, der einen detaillierten Ein-
blick in die Regierungspolitik für den Aufbau 
Ost in allen wesentlichen Politikfeldern ermög-
licht. Die gute konjunkturelle Entwicklung hat 
sich im vergangenen Jahr auch in Ostdeutsch-
land in einem deutlich positiven Wachstum von 
2,2 Prozent (im industriellen Bereich 9,9 Pro-
zent) niedergeschlagen. Die Arbeitslosigkeit ist 
auf 15,1 Prozent im Jahr 2007 gesunken 
(2006: 17,3 Prozent). Der Bericht stellt insbe-
sondere vier Schwerpunkte der Förderung dar: 

Innovation, Arbeitsmarkt, Demographie und 
Kooperation mit Osteuropa. Hervorzuheben ist 
der Beschluss, die Investitionszulagenförde-
rung bis 2013 fortzuführen. 
 
Gedenkstättenkonzeption des Bundes 
In dieser Woche haben wir den Beschluss über 
die Fortschreibung der Gedenkstättenkonzep-
tion des Bundes „Verantwortung wahrnehmen, 
Aufarbeitung verstärken, Gedenken vertiefen“, 
mit der die erinnerungspolitische Aufarbeitung 
des SED-Unrechts auf eine völlig neue Grund-
lage gestellt wird, gefasst. Lag der Schwer-
punkt bei der Aufarbeitung des SED-Unrechts 
bisher hauptsächlich auf der Erschließung und 
Auswertung der Stasi-Akten, wird nun das 
SED-Unrechtsregime insgesamt in den Blick 
genommen. Neu geschaffen wird der „Ge-
schichtsverbund zur Aufarbeitung der kommu-
nistischen Diktatur in Deutschland“, in dem alle 
betreffenden Einrichtungen gemeinsam die 
Aufarbeitung voranbringen sollen. Im NS-
Bereich erhält die Gedenkstättenarbeit in 
mehrfacher Hinsicht eine verstärkte Unterstüt-
zung. So werden die vier KZ-Gedenkstätten 
Bergen-Belsen, Dachau, Neuengamme und 
Flossenbürg neu in die institutionelle Förde-
rung des Bundes aufgenommen. Die geplante 
„Ständige Konferenz der Leiter NS-Gedenkorte 
im Berliner Raum“ wird die Einrichtungen ver-
netzen und ihre Aktivitäten aufeinander ab-
stimmen. 
 
Zugewinnausgleich beraten 
In erster Lesung haben wir das Gesetz zur 
Änderung des Zugewinnausgleichs- und Vor-
mundschaftsrechts beraten, mit dem durch 
geringfügige Anpassungen des geltenden 
Rechts Gerechtigkeitsdefizite bei der Berech-
nung des Zugewinnausgleichs behoben und 
der Schutz des ausgleichsberechtigten Ehe-
gatten vor unredlichen Vermögensverschie-
bungen des anderen Ehegatten verbessert 
werden sollen. 
 
Zitat 
„Eine Geburt in einem Land- oder Luftfahrzeug 
beurkundet das Standesamt, in dessen Bezirk 
die Mutter das Fahrzeug verlässt.“ 
(Bestimmung der neuen Personenstandsver-
ordnung, die der Bundesrat am letzten Freitag 
beschlossen hat – was es nicht alles gibt... ☺) 


